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Fragen und Antworten
Kann der Staatsanwalt die Durchführung eines Ordnungs­
strafverfahrens verlangen?

Stellt der Staatsanwalt bei der Aufsicht über die Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit Rechtsverletzungen fest, hat 
er in jedem Fall zu prüfen, ob der Rechtsverletzer persön­
lich zur Verantwortung zu ziehen ist. Zu diesem Zweck 
wurde dem Staatsanwalt in § 32 Abs. 1 StAG und § 22 Abs. 3 
OWG das Recht eingeräumt, die Durchführung eines Ord­
nungsstrafverfahrens zu verlangen (in § 22 OWG als Antrag 
bezeichnet). Dieses Verlangen ist für den Ordnungsstrafbe­
fugten bindend. Er ist verpflichtet, das Ordnungsstrafver­
fahren einzuleiten, entscheidet aber in eigener Verantwor­
tung über den Ausgang des Verfahrens.

Die Prüfung, ob ein Ordnungsstraftatbestand verletzt 
worden ist, ist besonders dann erforderlich, wenn bei der 
Beurteilung von Straftatverdachtsmomenten von der Einlei­
tung eines Ermittlungsverfahrens abgesehen oder ein Er­
mittlungsverfahren eingestellt wird. Da die Prüfung des 
Straftatverdachts nicht selten einen längeren Zeitraum in 
Anspruch nimmt als den der Verjährungsfristen des § 18 
Abs. 1 OWG und die. Ordnungsstrafbefugten demnach von 
sich aus kein Ordnungsstrafverfahren mehr einleiten kön­
nen, wurde dem Staatsanwalt in § 32 Abs. 4 StAG und § 18 
Abs. 2 OWG die längere Verjährungsfrist von einem Jahr 
eingeräumt, um dennoch auf Pflichtverletzungen in den not­
wendigen Fällen angemessen reagieren zu können.

Die Auffassung, die im Kommentar zum Ordnungswidrig­
keitsrecht (Bd. 1, Berlin 1969', Anm. 3 zu § 18 [S. 56 f.] und 
Anm. 3 zu § 22 [S. 66]) vertreten wurde, der Staatsanwalt 
könne zwar innerhalb eines Jahres ein Verlangen stellen, der 
Ordnungsstrafbefugte sei aber nur dann verpflichtet, das 
Verfahren einzuleiten, wenn die Verjährungsfristen des § 18 
Abs. 1 OWG noch nicht abgelaufen sind, widerspricht dem 
Wortlaut der Bestimmungen des § 32 Abs. 1 StAG und des 
§ 18 Abs. 2 OWG und verkennt den rechtspolitischen Sinn 
der für den Staatsanwalt erfolgten Verlängerung der Verjäh­
rungsfrist.

Unter welchen Voraussetzungen ist bei der Durchsetzung einer 
gerichtlichen Entscheidung ein Verwirklichungsersuchen zu­
rückzuziehen bzw. ein neues zuzustellen?

Zur Durchsetzung seiner Entscheidung hat das Gericht dem 
für die Strafenverwirklichung zuständigen staatlichen Organ 
unverzüglich nach Rechtskraft des Urteils oder des Beschlus­
ses (§ 5 Abs. 1 der 1. DB zur StPO, Ziff. II 4.1. der RV Nr. 14/75 
des Ministers der Justiz, in,: Textausgabe der StPO, Berlin 
1981, S. 150) ein Verwirklichungsersuchen zuzustellen, in dem 
es dieses Organ auffordert, die gerichtliche Entscheidung zu 
verwirklichen (§2 Abs. 1 und 2 der l. DB zur StPO).

Zur Aufgabe des Gerichts, die Durchsetzung seiner Ent­
scheidung zu gewährleisten, gehört auch die Verpflichtung, 
das Verwirklichungsersuchen zurückzuziehen oder ein neues 
Verwirklichungsersuchen zuzustellen, wenn die rechtskräftige 
Entscheidung als Grundlage der Strafenverwirklichung auf­
gehoben oder abgeändert wurde (§ 2 Abs. 4 der 1. DB zur 
StPO). Hierzu kann es kommen, wenn die Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit
— in oder nach einem Rechtsmittelverfahren durch Erstrek- 

kung des Urteils auf rechtskräftig Mitverurteilte (§ 302 
StPO),

— in oder nach einem Kassations'verfahren durch Selbstent­
scheidung des Kassationsgerichts oder nach Aufhebung des 
angefochtenen Urteils- und Verweisung der Sache an ein 
Instanzgericht oder durch Erstreckung des Kassationsur­
teils auf rechtskräftig Mitverurteilte (§§ 322 und 325 StPO) 
oder

— in einem Wiederaufnahmeverfahren (§ 335 StPO) 
aufgehoben oder abgeändert wird. Die Grundlage für die 
Strafenverwirklichung kann auch wegfallen, wenn von dem 
Vollzug der rechtskräftig ausgesprochenen Umwandlung einer 
Geldstrafe in eine Freiheitsstrafe abgesehen wird, weil der 
Verurteilte die Geldstrafe nachträglich bezahlt hat (§ 36 Abs. 3 
StGB; §25 Abs. 4 der l.DB zur StPO). In diesen Fällen ist 
das zuständige Gericht (§ 340 Abs. 2 StPO) verpflichtet, das 
für die Strafenverwirklichung zuständige staatliche Organ

von der Aufhebung oder Abänderung der Maßnahme der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit unverzüglich zu informie­
ren, damit deren Verwirklichung beendet oder auf der Grund­
lage der neuen rechtskräftigen Entscheidung fortgesetzt wird. 
Hierbei hat das Gericht zu beachten, daß die Verwirklichung 
von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, die 
in einem Urteil ausgesprochen wurden, das im Kassations­
verfahren aufgehoben worden ist, bis zum Erlaß eines neuen 
rechtskräftigen Urteils andauert, falls das Kassationsgericht 
die Verwirklichung dieser Maßnahmen nicht ausgesetzt hat 
(§ 326 StPO).

Das gleiche ergibt sich im Umkehrschluß aus § 334 StPO 
für das Wiederaufnahmeverfahren. Sind im Hinblick auf die 
weitere Strafenverwirklichung unaufschiebbare Entscheidun­
gen (z. B. über die Beendigung oder die Aussetzung der Straf­
haft) getroffen worden, hat wegen der Eübedürftigkeit der 
Sache das erkennende Gericht — also ggf. auch das Rechts­
mittelgericht oder das Kassationsgericht — selbst die Ver­
wirklichung dieser Entscheidungen sofort zu veranlassen (§ 2 
Abs. 4 der 1. DB zur StPO).

Wie wird die Zusatzstrafe der Aberkennung staatsbürger­
licher Rechte (§ 58 StGB) verwirklicht?

Die Aberkennung der staatsbürgerlichen Rechte ist eine mög­
liche Zusatzstrafe, die gemäß § 58 StGB nur bei Verbrechen 
gegen 'die Souveränität der DDR, den Frieden, die Mensch­
lichkeit und Menschenrechte, bei Verbrechen gegen die DDR 
und bei Mord ausgesprochen werden kann. Gemäß § 35 der 
l.DB zur StPO vom 20. März 1975 (GBl. I Nr. 15 S. 285) ist 
für die Verwirklichung dieser Zusatzstrafe das Volkspoli­
zeikreisamt zuständig, in dessen Bereich sich die Hauptwoh­
nung des Verurteilten befindet. Die Verwirklichung umfaßt 
die Berichtigung von Ausweispapieren sowie die sich für 
den Verurteilten ergebenden Folgen für das aktive und pas­
sive Wahlrecht. Verliert der Verurteilte mit der Aberken­
nung staatsbürgerlicher Rechte gemäß § 58- Abs. 4 StGB 
dauernd seine aus staatlichen Wahlen hervorgehenden Rechte, 
staatliche, gesellschaftliche oder kulturelle Funktionen oder 
Auszeichnungen, Titel, Würden und Dienstgrade, dann ist ein 
Verwirklichungsersuchen an das für die Verleihung oder Be­
rufung zuständige staatliche Organ zu richten. Gemäß § 6 des 
Gesetzes über die Stiftung und Verleihung staatlicher Aus­
zeichnungen vom 7. April 1977 (GBl. I Nr. 10 S. 106) und § 12 
Abs. 5 des Beschlusses des Staatsrates, des Ministerrates und 
des Nationalen Verteidigungsrates vom 16. Dezember 1977 
(GBl. I Nr. 37 S. 421) hat das Gericht nach Rechtskraft des die 
Aberkennung staatsbürgerlicher Rechte betreffenden Urteils 
den zuständigen Rat des Kreises von der Verurteilung zu be­
nachrichtigen'(Ziff. I 4.2.9. der RV Nr. 14/75 des Ministers der 
Justiz, in: Textausgabe der StPO, Berlin 1981, S. 145). Der 
Rat des Kreises zieht die Ehrenzeichen und Urkunden ein 
und stellt sie dem Organ oder Betrieb zu, durch dessen Leiter 
die staatliche Auszeichnung verliehen wurde.

Fortsetzung von S. 245
solche Fragen wie die Erhaltung des Eigenheims durch den 
Eigentümer mit berücksichtigt werden.

Will ein Bürger ein Eigenheim rechtsgeschäftlich erwer­
ben (z. B. durch Kauf oder Schenkung), ist für den Bezug vor 
Eigentumsübergang eine Zuweisung erforderlich. Dabei ist 
zu beachten, daß maßgebend für den Zeitpunkt des Eigen­
tumsrechtserwerbs nicht die Übergabe, sondern die Eintra­
gung im Grundbuch ist (§ 297 Abs. 2 ZGB). Soll der Bezug 
des Eigenheims durch den Erwerber (Eigentümer) erst nach 
der Eintragung im Grundbuch erfolgen, bedarf es keiner Zu­
weisung.

Bei der notariellen Beurkundung eines Vertrages zur Über­
tragung des Eigentums an einem Eigenheim hat der Bürger 
die Zuweisung vorzulegen oder dem Notar nachzuweisen, daß 
er sie erhalten wird.

Werden Eigenheime von Bürgern bezogen, die nicht Eigen­
tümer sind (Mieter), so ist dafür in jedem Fall eine Zuwei­
sung erforderlich.

Bestehende Mietverhältnisse werden durch Wechsel des 
Eigentümers nicht berührt (§ 124 ZGB). Für ihre Beendigung 
gelten die Bestimmungen des ZGB.


